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Aktuelle Beiträge 

zum Architekten-, privaten Bau- und Vergaberecht 

 
 

 

 

 

 

Architektenrecht 
 
 

Abrechnung der gekündigten  

Architektenleistungen – prüfbar? 
OLG Köln, BGH, Beschluss vom 25.03.2026 

- VII ZR 112/25 

 

 

Ein Architekturbüro hatte ein weiteres 

Büro, sozusagen als Sub-Architekten, 

mit der Übernahme von Grund- 

leistungen der Leistungsphasen 6, 7 

und 8 beauftragt. Es kam zwischen 

den Parteien zu Unstimmigkeiten und 

der Hauptarchitekt kündigte den  

Architektenvertrag. Sein Subplaner 

stellte ihm somit seine Schluss- 

rechnung und legte dieser für  

erbrachte Leistungen 38,9 % der von 

ihm vertraglich geschuldeten Ar- 

beiten zugrunde und für aufgrund 

Kündigung nicht mehr zu er- 

bringender Leistungen die  

verbleibenden 61,1 %. Ebenfalls wies 

seine Rechnung ersparte Aufwen- 

dungen und einen Abzug für Sach- 

kosten auf. 

 

Die Argumentation des Hauptauftrag-

gebers, die Honorarabrechnung sei 

nicht prüfbar, wird vom OLG Köln, 

bestätigt durch den BGH, nicht  

geteilt. Die Abrechnung ist prüfbar, 

denn der Architekt verfügt, sozusagen 

als Fachmann, über die zur Prüfung 

erforderliche Fachkunde. Er hatte  

tatsächlich auch eine Prüfung  

vorgenommen, war jedoch lediglich 

zu einem anderen Ergebnis  

gekommen. Dies betrifft hingegen die 

Richtigkeit der Schlussrechnung und 

nicht deren Prüfbarkeit. 

 

Zu beachten ist in diesem Zusammen-

hang ferner, dass seit der Ent- 

scheidung des EuGH (Urteil vom 

28.11.2024, Rs. C - 622/23) auch für 

den Honoraranteil betreffend nicht  

erbrachter Leistungen Mehrwert-

steuer anzusetzen ist. Die deutschen 

Gerichte und die Finanzverwaltung 

wenden diese neue Linie mittlerweile 

bereits an. (Dr. B) 
 

____________________________________ 

 

Energieberater – Dienst- oder 

Werkvertragsrecht? 
OLG Koblenz, Urteil vom 24.03.2026 

- 3 U 779/25 

____________________________________ 

 

Auf einen gesetzlich nicht normierten 

Energieberatungsvertrag ist das 

Dienstvertragsrecht nach §§ 611 ff. 

BGB anzuwenden. 

 

Der Aufgabenkreis eines Energie- 

beraters umfasst grundsätzlich die 

Beratung hinsichtlich der passenden 

und aufeinander abgestimmten  

Baumaßnahmen für das Bau- 
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vorhaben, die Prüfung, ob diese  

technisch förderungsfähig sind sowie 

die Erstellung entsprechender Nach-

weise. Für das eigentliche Antrags-

verfahren über das KfW- 

Zuschussportal ist der Bauherr selbst 

zuständig, es sei denn, der Energie- 

effizienz-Experte wurde mit dieser 

Aufgabe über die technische  

Beratung hinausgehend ausdrücklich 

beauftragt. 

 

Auch hinsichtlich der Einhaltung  

etwaiger Fristen trifft den Energie- 

effizienz-Experten keine Warn- oder 

Überwachungspflicht, wenn die Not-

wendigkeit der Antragstellung für den 

Bauherrn offensichtlich ist und er sich 

über die Antragsmodalitäten ohne 

Weiteres selbst informieren kann  

- Ausnahme ist hier wiederum, wenn 

der Bauherr den Auftragnehmer mit 

diesen Pflichten betraut hat. 

 

Die Frage, ob auf einen Energie- 

beratungsvertrag Dienst- oder  

Werkvertragsrecht anzuwenden ist, 

scheint in der obergerichtlichen 

Rechtsprechung geklärt zu sein. Der 

Energieberater erbringt eine entgelt- 

liche Geschäftsbesorgung, auf die das 

Dienstvertragsrecht anwendbar ist. So 

auch schon das OLG München  

(Beschluss vom 04.07.2025 -  

19 U 3738/24). Das OLG stellt klar, 

dass die Fristenkontrolle und das  

Verfahrensmanagement keine  

typischen Vertragspflichten eines 

Energieeffizienz-Experten sind. Eine 

Haftung kommt nur dann in Betracht, 

wenn von diesem solche Aufgaben 

ausdrücklich übernommen wurden. 

 

Eine Haftung kommt allerdings dann 

in Betracht, wenn die fachliche  

Beratung zur Förderfähigkeit fehler-

haft ist. 

So hat z. B. das Landgericht Berlin II 

(Urteil vom 18.02.2025 -  

30 O 197/23) einen Energieberater 

wegen unzutreffender Einschätzung 

der förderfähigen Maßnahmen zu 

Schadensersatz verurteilt. 

 

Für die Praxis bedeutet das: 

 

Auftraggeber sollten Fristen aus 

KfW-Zusagen selbst dokumentieren 

und überwachen. Der Energieberater 

wiederum sollte seinen Leistungs- 

katalog klar eingrenzen und seine 

Empfehlungen sorgfältig dokumen-

tieren. 

 

Wer die vollständige Abwicklung der 

Fördermittel durch den Energie- 

berater erwartet, muss dies ausdrück-

lich vertraglich vereinbaren. (Dr. B) 
 

____________________________________ 

 

Fördermittel Energieberater - Was 

ist geschuldet? 
OLG Karlsruhe, Urteil vom 17.02.2026 

- 19 U 215/24 

 

 

1. 

Der Energieberater schuldet grund-

sätzlich nicht den Erhalt von Förder-

mitteln als Erfolg, sondern nur die 

fachgerechte Beratung und die  

vertraglich übernommenen Leistun-

gen im Förderverfahren. 

 

2. 

Es handelt sich um einen Dienst- 

vertrag. Der Berater garantiert keinen 

Fördererfolg und schuldet ohne aus-

drückliche Vereinbarung weder die 

Antragstellung, noch eine Fristen-

überwachung. 
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Im vorliegenden Fall beauftragte ein 

privater Bauherr den Energieberater 

mit der energetischen Beratung  

einschließlich der Bestätigung zum 

Antrag (BzA) für eine Gebäude- 

förderung. Den Förderantrag selbst 

sollte der Bauherr stellen - eine  

Vollmacht zur eigenen Antrag- 

stellung hatte der Bauherr nicht  

erteilt. Am 27.07.2022 wurde be-

kannt, dass die Förderung zum Folge-

tag gekürzt werden sollte. Der Berater 

informierte den Bauherrn noch am 

Vormittag und übersandte die fertige 

BzA per E-Mail mit dem unmiss- 

verständlichen Hinweis versehen, 

dass der Antrag noch am selben Tag 

gestellt werden müsse. 

 

Diese E-Mail las der Bauherr erst 

Tage später, der Antrag wurde nicht 

rechtzeitig gestellt und Fördermittel 

entfielen. Der Bauherr verlangte nun-

mehr vom Energieberater Schadens-

ersatz. 

 

Ohne Erfolg - das OLG Karlsruhe 

wies die Berufung zurück. Eine 

Pflichtverletzung des Beraters ließ 

sich nicht feststellen. Seine Haupt- 

leistungspflicht - die Erstellung der 

BzA - hatte er erfüllt. Die Antrag- 

stellung war nach dem Vertrag nicht 

seine Aufgabe. Aber auch eine  

Nebenpflicht hatte er nicht verletzt. 

Er durfte die im Vertragsverhältnis 

etablierte E-Mail-Adresse verwen-

den, über die bereits zuvor kommuni-

ziert worden war. Diese E-Mail mit 

dem Hinweis ging dem Bauherrn 

noch am Vormittag zu. Der Berater 

durfte daher mit einer Kenntnisnahme 

noch am selben Tage rechnen - erst 

recht angesichts der offensichtlichen 

Eilbedürftigkeit, auf welche er hin- 

gewiesen hat. Für angeblich ab- 

weichende Absprachen trägt der 

Bauherr die Beweislast - diesen  

Beweis konnte er nicht führen. 

 

Die Entscheidung bewegt sich in der 

obergerichtlichen Linie zum Energie-

beratungsvertrag. 

 

Interessant ist, dass sich der Senat 

zum Zugang elektronischer Erklärun-

gen äußerst. Höchstrichterlich geklärt 

ist bislang nur der unternehmerische 

Verkehr. Hier gilt eine E-Mail inner-

halb der Geschäftszeiten mit Abruf-

bereitschaft auf dem Server als zu- 

gegangen (so der BGH, Urteil vom 

06.10.2022 - VII ZR 895/21). Für den 

nicht-unternehmerischen Verkehr 

lässt das OLG Karlsruhe die Frage  

offen, löste den Fall aber über die  

Eilbedürftigkeit. Muss ein privater 

Empfänger mit einer eiligen  

Nachricht rechnen, darf der Absender 

mit Kenntnisnahme am selbigen Tage 

rechnen und hierauf vertrauen.  

(Dr. B) 

 

 

Privates Baurecht 

 
 

VOB-Kündigung wegen Verzug ist 

wirksam 
KG, Urteil vom 06.03.2026 - 21 U 11/21 

 

 

Der Auftragnehmer wurde bei der  

Erstellung eines Tunnels mit  

Abbruch-, Erdbau- und Nassbagger-

arbeiten sowie Straßen- und Gleisbau 

beauftragt. Nach Vertragsschluss  

vereinbarten die Parteien Fertig- 

stellungstermine und zwar mussten 

die Nassbaggerarbeiten bis zum 

10.12.2015 und die Schlammabsau-

gung bis zum 28.01.2016 fertig- 

gestellt werden. Am 03.03.2016 



RECHTSANWÄLTE PROF. DR. RAUCH & PARTNER / 

GESELLSCHAFT FÜR FORTBILDUNG IM BAU- UND ARCHITEKTENRECHT 

 

 
Hoppestraße 7, 93049 Regensburg 

Telefon 0941 / 2 97 34-0, Telefax: 0941 / 2 97 34-11 

r@prof-rauch-baurecht.de 

 
4 

setzte der Auftraggeber dem Auftrag-

nehmer letztmals eine Nachfrist zur 

Fertigstellung bis zum 10.03.2016 

und drohte erneut die Kündigung an. 

Der Auftragnehmer war der Auf- 

fassung, die Arbeiten seien bereits 

fertiggestellt. Allerdings kündigte der 

Auftraggeber den Vertrag unter  

Bezugnahme auf den eingetretenen 

Verzug am 14.03.2016 aus wichtigem 

Grund. 

 

Nach Auffassung des Gerichtes war 

der Auftraggeber berechtigt, den  

Vertrag nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 S. 1 

VOB/B i. V. m. § 5 Abs. 4 VOB/B zu 

kündigen. Das Kammergericht kam 

dabei auch zu dem Ergebnis, die  

Regelung in der VOB/B sei nicht 

 unwirksam, da sie einer Inhaltskon-

trolle standhalte. Aus Sicht des  

Gerichtes bestehe ein berechtigtes  

Interesse, aus Gründen der Rechts-

klarheit und Rechtssicherheit  

wichtige Gründe festzulegen, die stets 

eine außerordentliche Kündigung 

rechtfertigen sollen. 

 

Gegen diese Entscheidung wurde  

allerdings Nichtzulassungs- 

beschwerde beim BGH (Az. VII ZR 

39/26) eingelegt. Ob der BGH die 

Auffassung des Gerichtes teilt, muss 

abgewartet werden. (SP) 
 

____________________________________ 

 

Beweislast bei der Rückforderung 

von Abschlagszahlungen 
BGH, Beschluss vom 10.06.2026  

– VII ZR 86/23 

 

 

Ein Versandhandelsunternehmen be-

auftragte einen IT-Dienstleister mit 

der Entwicklung einer Multi-Shop-

Software für Drittanbieter. Vereinba-

rungsgemäß erhielt der Dienstleister 

ab Januar 2018 monatlich 15.000,- €, 

von denen nach Behauptung des  

Bestellers 10.000,- € monatlich als 

abrechnungspflichtige Vorauszah-

lungen auf die Software gedacht  

waren. Nach Kündigung des  

Vertrages Ende 2020 lieferte der  

Unternehmer weder eine einsatzbe-

reite Software noch eine Schluss- 

abrechnung. Der Besteller klagte auf 

Rückzahlung von insgesamt 

404.600,- €. LG und OLG Köln  

wiesen die Klage ab – das OLG,  

indem es den Großteil des klägeri-

schen Vortrages nach § 531 Abs. 2 

ZPO für präkludiert erklärte und eine 

konkrete Vereinbarung der Software-

anforderungen vermisste. Der BGH 

hob den Beschluss des OLG wegen 

Verletzung des rechtlichen Gehörs 

(Art. 103 Abs. 1 GG) auf. 

 

Fehlerhafte Präklusion verletzt das 

rechtliche Gehör 

 

Der BGH rügt die Anwendung der 

Präklusionsvorschriften durch das 

OLG als offenkundig fehlerhaft. Der 

vertiefende Vortrag der Klägerin im 

nachgelassenen Schriftsatz war keine 

neue Tatsachenbehauptung, sondern 

lediglich eine Konkretisierung des  

bereits in der Klageschrift enthaltenen 

Vortrages. Erst recht durfte das  

Berufungsgericht diesen Vortrag 

nicht zurückweisen, weil er als  

Reaktion auf einen erstinstanzlich  

erteilten Hinweis (§ 139 ZPO) vom 

gewährten Schriftsatzrecht gedeckt 

war: Ein solcher Hinweis läuft leer, 

wenn der fristgerecht eingereichte 

Vortrag gleichwohl unberücksichtigt 

bleibt. 
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Abrechnungspflicht und Beweis-

lastumkehr bei Vorauszahlungen 

 

Mit der Vereinbarung von Voraus-

zahlungen trifft den Unternehmer  

zugleich eine Abrechnungspflicht bei 

Vertragsbeendigung sowie eine 

Rückzahlungspflicht bei Über- 

zahlung. Fordert der Besteller Beträge 

zurück, genügt es, schlüssig einen 

Saldoüberschuss darzulegen: Er muss 

die Höhe der geleisteten Zahlungen 

angeben und behaupten, dass ihnen 

kein entsprechender Vergütungs- 

anspruch gegenübersteht. Dabei kann 

er sich auf seinen Kenntnisstand bei 

zumutbarer Ausschöpfung der ihm 

zugänglichen Quellen beschränken. 

Hat er damit ausreichend vorgetragen, 

trägt der Unternehmer die Dar- 

legungs- und Beweislast dafür, dass 

er die Zahlungen endgültig behalten 

darf. 

 

Kein Detailvortrag zu Softwarean-

forderungen erforderlich 

 

Das OLG hatte die Klage auch daran 

scheitern lassen, dass die Klägerin 

keine konkreten Einzelanforderungen 

an die Software dargelegt habe. Dem 

erteilt der BGH eine klare Absage: 

Haben die Parteien keine Einzelheiten 

vereinbart, bestimmt sich die Soll- 

beschaffenheit nach § 633 Abs. 2  

Satz 2 Nr. 1 BGB (vertraglich voraus-

gesetzte Funktion) oder nach § 633 

Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 BGB (übliche 

Funktion vergleichbarer Software). 

Bereits der Vortrag des Bestellers zu 

den Grundanforderungen eines Multi-

Shop-Systems kann danach erheblich 

sein. 

Praxishinweis 

 

Die Entscheidung stärkt die Position 

des Bestellers bei der Rück- 

forderungsklage erheblich: Er muss 

weder eine prüffähige Schluss- 

rechnung vorlegen noch konkrete  

Detailvereinbarungen beweisen – es 

genügt der ausgeschöpfte Kenntnis-

stand. Sobald dieser Schwellenwert 

überschritten ist, liegt der Nachweis 

des Behaltendürfens beim Unter- 

nehmer. Besteller sollten bei fehlen-

der Schlussabrechnung des Unter- 

nehmers daher zügig eigene  

Zahlungsübersichten aufbereiten und 

klagen; Unternehmer sind gut  

beraten, nach Vertragsende zeitnah 

abzurechnen, um das Beweisrisiko zu 

kontrollieren. 

 

Bedeutsam ist die Entscheidung auch 

für das Bauvertragsrecht. Dort gilt 

nach der Rechtsprechung des BGH 

schon lange: Ist ein Werk funktional  

– also allein über den zu erreichenden 

Erfolg – beschrieben, schuldet der 

Unternehmer auch im BGB-Vertrag 

ein den anerkannten Regeln der  

Technik entsprechendes und die  

übliche Funktionstauglichkeit auf-

weisendes Bauwerk. Der funktionale 

Mangelbegriff greift unabhängig  

davon, ob die Parteien eine bestimmte 

Ausführungsart vereinbart haben oder 

die anerkannten Regeln der Technik 

eingehalten wurden: Ist die Funk- 

tionstauglichkeit für den vertraglich 

vorausgesetzten oder gewöhnlichen 

Gebrauch vereinbart und mit der  

vereinbarten Ausführungsart nicht  

erreichbar, schuldet der Unternehmer 

die Funktionstauglichkeit gleichwohl. 

Werk- und Bauverträge kommen  

damit ohne kleinteilige Leistungsde-

tails aus.  
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Fehlen Einzelvereinbarungen, be-

stimmt sich das Leistungssoll eben 

durch Auslegung anhand der  

§§ 133, 157 BGB sowie der §§ 633 

Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und Nr. 2 BGB. 

Das sollten sowohl Besteller als auch 

Unternehmer bei der Vertrags- 

gestaltung und im Streitfall stets im 

Blick behalten. (GS) 

 

 

 

Vergaberecht 

 
 

Alle wieder an den Tisch –  

Neubewertung nur durch dasselbe 

Wertungsgremium 
VK Westfalen, Beschluss vom 30.01.2026  

– VK 2-75/75 

 

 

Die Vergabekammer Westfalen hat 

mit Beschluss vom 30.01.2026 klar-

gestellt, dass die Zusammensetzung 

eines Wertungsgremiums während 

der gesamten Bewertungsveran- 

staltung konstant bleiben muss und 

eine nachträgliche Korrektur fehler-

hafter Bewertungen ausschließlich 

durch dasjenige Gremium erfolgen 

darf, das auch die ursprüngliche  

Bewertung vorgenommen hat.  

Zugleich bekräftigt die Kammer, dass 

ein öffentlicher Auftraggeber strikt an 

die von ihm bekanntgemachte  

Wertungsmatrix gebunden ist und 

von den darin festgelegten Punkte- 

stufen nicht eigenmächtig abweichen 

darf. Der Beschluss ist für alle  

Auftraggeber, die qualitative  

Zuschlagskriterien – insbesondere 

Konzeptbewertungen und Präsenta-

tionen – einsetzen, von erheblicher 

praktischer Relevanz. 

Die Antragsgegnerin, ein Universi-

tätsklinikum, schrieb im Rahmen ei-

nes Verhandlungsverfahrens mit  

Teilnahmewettbewerb Leistungen der 

Objektplanung für den Neubau eines 

operativen Zentrums (OPZ) aus. Die 

zur Angebotsabgabe aufgeforderten 

Bieter – darunter die Antragstellerin 

und die spätere Beigeladene – hatten 

Konzeptstudien einzureichen, die von 

einer vorab benannten Jury anhand  

einer veröffentlichten Bewertungs-

matrix bewertet werden sollten. Bei 

der Jurysitzung vom vergab die Jury 

bei einzelnen Unterkriterien Prozent-

werte, die außerhalb der in der Bewer-

tungsmatrix vorgesehenen Punkte-

stufen lagen und damit nicht von den 

bekanntgemachten begleitende Pro-

jektbegleiter (eine Unternehmens- 

beratung) die Bewertung nachträglich 

an – nach eigener Darstellung in  

Abstimmung mit Vergabejuristen und 

der Auftraggeberin. Die so angepasste 

Bewertung wurde für das weitere 

Verfahren zugrunde gelegt. 

 

Im Anschluss fanden die Präsenta- 

tionen der Bieter statt. Mit Schreiben 

vom 05.12.2025 teilte die Antrags-

gegnerin mit, den Zuschlag auf das 

Angebot der Beigeladenen erteilen zu 

wollen. Die Antragstellerin rügte da-

raufhin mehrere Vergaberechts- 

verstöße und stellte am 12.12.2025 

Nachprüfungsantrag. 

 

Die Vergabekammer gab dem Nach-

prüfungsantrag statt und verpflichtete 

die Antragsgegnerin, die Angebots-

wertung zu wiederholen. 

 

Der öffentliche Auftraggeber darf bei 

der Angebotsbewertung nicht von der 

von ihm selbst festgelegten und  

bekanntgemachten Bewertungs- 

methode abweichen.  
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Das gewählte Wertungssystem muss 

in sich widerspruchsfrei und rechne-

risch korrekt umgesetzt werden. Da 

die Jury Prozentwerte vergeben hatte, 

die in der Zuschlagsmatrix schlicht 

nicht vorgesehen waren, lag ein 

vergaberechtswidriger Verstoß gegen 

die eigenen Bewertungsvorgaben vor. 

 

Eine Nachkorrektur ist zwar grund-

sätzlich möglich – auch noch während 

eines laufenden Nachprüfungsver- 

fahrens. Sie muss aber zwingend von 

demselben Gremium durchgeführt 

werden, das auch die fehlerhafte  

Erstbewertung vorgenommen hat. Da 

Konzeptbewertungen stets eine  

subjektive Note tragen, die auf dem 

Hintergrund und der Erfahrung der 

wertenden Personen beruht, muss die 

Gremiumsidentität gewahrt bleiben, 

damit diese subjektive Komponente 

bei jeder Einzelbewertung gleich- 

mäßig wirkt. Die Anpassung durch 

den Projektbegleiter genügte diesen 

Anforderungen nicht. 

 

Für das weitere Verfahren hält die 

Kammer fest, dass es grundsätzlich 

zulässig ist, neben dem Inhalt einer 

Präsentation („Was") auch deren Art 

und Qualität („Wie") – einschließlich 

des Auftretens der Schlüsselpersonen 

und der Interaktion im Team – zu  

bewerten, sofern die Qualität des  

präsentierenden Personals für die  

spätere Auftragsdurchführung maß-

geblich ist. Als Kehrseite des weiten 

Beurteilungsspielraums des Auftrag-

gebers stellt die Kammer besonders 

hohe Anforderungen an die Doku-

mentation von Präsentationsbe- 

wertungen: Es muss erkennbar sein, 

wer bewertet hat, welche konkreten 

Erwägungen maßgeblich waren und 

ob die Bewertungen im Bieter- 

vergleich plausibel sind.  

Dabei gilt: Je größer der zeitliche Ab-

stand zum Präsentationstermin, desto 

anspruchsvoller wird eine nach- 

trägliche Dokumentation – eine 

Nachdokumentation dürfte nach mehr 

als sechs Monaten regelmäßig nicht 

mehr möglich sein. 

 

Praxishinweis: 

 

Beachten Sie: Bedarf es einer erneu-

ten Bewertung der Zuschlagskriterien 

muss das ursprüngliche Gremium  

erneut zusammenkommen und die 

Korrektur selbst vornehmen. Ein  

Eingriff durch Dritte, etwa durch  

einen Projektbegleiter oder externe 

Berater, ist vergaberechtswidrig und 

gefährdet das gesamte Vergabe- 

verfahren. Die Gremiumsidentität ist 

dabei zwingend zu wahren (IF). 
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